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Rede: Pflegelöhneverbesserungsgesetz 

 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Die nächste Rednerin ist die Kollegin Beate Müller-Gemmeke von Bündnis 90/Die Grünen. 

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Gäste! Im 

Gesetzentwurf steht als Ziel, dass die Arbeitsbedingungen in der Pflege besser werden 

müssen, damit in Zukunft ausreichend Pflegekräfte zur Verfügung stehen. Das ist nicht 

falsch, und doch ist mir das zu funktional gedacht. Wir haben einen anderen Fokus. Uns geht 

es in dieser Debatte in erster Linie um die Aufwertung der Pflege, um Anerkennung und 

Wertschätzung. 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 

Pflege ist ein schöner Beruf. Die Beschäftigten machen eine gesellschaftlich wertvolle Arbeit, 

die verantwortungsvoll ist, die viel Empathie benötigt, die körperlich schwer und emotional 

häufig belastend ist. Dafür ist die Bezahlung - später auch die Rente - viel zu niedrig. Genau 

das wollen wir ändern: Die Pflege muss in der Gesellschaft einen höheren Stellenwert 

bekommen, und zwar spürbar, auch mit einer angemessenen Bezahlung. Die Pflegekräfte 

haben einfach bessere Löhne verdient. 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 

Deshalb fordern wir Grüne schon lange einen Tarifvertrag. Weil es in der Pflege keinen 

Wettbewerb über die Löhne geben darf, soll dieser Tarifvertrag für alle in der Pflegebranche 

für allgemeinverbindlich erklärt werden, auch für Pflegekräfte aus dem Ausland.  

Jetzt wissen wir aber alle, dass die Strukturen in dieser Branche nicht so einfach sind: Es gibt 

kommunale Träger, die freien Wohlfahrtsverbände, die Kirchen mit eigenen 

Entgeltregelungen, und es gibt noch Private, die Tarifverträge ablehnen und sich bereits 

gegen das Gesetz in Stellung bringen. Das können wir - das möchte ich ganz deutlich sagen - 

gerade jetzt in Zeiten des Pflegenotstands überhaupt nicht nachvollziehen. 

 



 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

 

Deshalb rechne ich es Verdi, den Kirchen, den freien Wohlfahrtsverbänden hoch an, dass sie 

lange, sehr lange Zeit, miteinander geredet und auch gerungen haben mit dem Ziel, bessere 

Löhne auf den Weg zu bringen. Dafür braucht es jetzt gesetzliche Regelungen. Die sind 

wichtig, und deshalb unterstützen auch wir das Gesetz. 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

 

Das neue Verfahren für eine Tarifvertragslösung im Arbeitnehmer-Entsendegesetz ist gut. 

Die Kirchen werden gestärkt, ihre Anliegen werden ausreichend berücksichtigt. 

Empfehlungen durch die Pflegekommission kann es weiterhin geben. Ein Tarifvertrag aber 

hat Vorrang - das ist uns wichtig -, und deshalb begrüßen wir diese gesetzliche Klarstellung 

ganz ausdrücklich. 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Heike 

Baehrens (SPD)) 

 

Wir haben aber auch Kritik. 

Erstens. Bessere Löhne bedeuten natürlich auch höhere Kosten für die Pflegeversicherung. 

Darauf wird ja auch im Gesetz hingewiesen, und es wurde eben auch öfters angesprochen. 

Die Frage der Finanzierung bleibt aber noch immer offen, und die Finanzierung darf nicht 

zulasten der Pflegebedürftigen gehen. Hier müssen Sie also noch liefern. 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

LINKEN) 

 

Zweitens. Bessere Löhne sind wichtig, aber es braucht mehr als nur mehr Geld, nämlich auch 

gute Arbeitsbedingungen. Die Pflege braucht eine Personalausstattung, die sich am 

Pflegebedarf der Menschen ausrichtet. Statt Personaluntergrenzen brauchen wir eine 

realistische Personalbemessung. Nur so entstehen bessere Arbeitsbedingungen mit 

genügend Zeit für die pflegebedürftigen Menschen, und zwar ohne Stress und Hektik. 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Sabine 

Dittmar (SPD)) 

 



 

 

Wir unterstützen trotzdem das Gesetz - auch gegen Kritik -, und das werden wir auch in der 

Anhörung deutlich machen. Denn wir wollen - ich sage es noch mal - den Pflegeberuf 

aufwerten und attraktiver machen, und das funktioniert eben nur mit Anerkennung und 

Wertschätzung. Das muss sich auch auf dem Lohnzettel widerspiegeln, und zwar für alle 

Pflegekräfte. Deshalb brauchen wir einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag. 

Vielen Dank. 

 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD und der LINKEN) 
 


